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Analyse

Volle Fahrt zurück!  
Richtungswechsel in der Geschichts- und Identitätspolitik 
Von Ingmar Bredies, Regensburg

Zusammenfassung
In der Ukraine konkurrieren zwei gegensätzliche Konzeptionen der Geschichts- und Identitätspolitik. Seit 
dem Amtsantritt Präsident Janukowitschs im Februar 2010 ist eine klare Abwendung von den Grundlagen 
und Bezugspunkten der Politik seines Amtsvorgängers Juschtschenko zu erkennen, was unmittelbare Kon-
sequenzen für die Politikgestaltung in vielen Bereichen hat. Die bisherigen Deutungsmuster der ukraini-
schen Geschichte sowie der staatlich »verordnete« Nationalismus werden nun abgelöst durch ein Wieder-
aufleben des »autoritären Eklektizismus« (Wilfried Jilge) der Kutschma-Periode und die Vermischung von 
Elementen der sowjetischen Historiografie mit nationalukrainischen Elementen. 

Einleitung
Die überaus vielschichtigen regionalen Unterschiede 
innerhalb der Ukraine werden häufig auf einen »proeu-
ropäischen« Westen und einen »prorussischen« Ostteil 
des Landes reduziert. Die innere Fragmentierung des 
Landes wird dabei häufig für die Schwäche staatlicher 
Institutionen und die politische Krisenanfälligkeit des 
Landes verantwortlich gemacht. 

Mit den Präsidentschaftswahlen 2004 und der Oran-
gen Revolution konnten die vermeintlich »prowestlichen« 
Kräfte erstmals die Regierungsgeschäfte übernehmen. 
Der damalige Wahlsieger Viktor Juschtschenko und 
sein Herausforderer Viktor Janukowitsch personifizier-
ten geradezu perfekt die innerukrainischen regionalen 
Gegensätze: Auf der einen Seite die ukrainischsprachige, 
agrarisch und vorwiegend griechisch-katholisch geprägte, 
patriotische, progressive und demokratische Westukraine 

– trotz der Herkunft Juschtschenkos aus der Region Sumy 
im Osten des Landes; auf der anderen die russischspra-
chige, industrialisierte, orthodox dominierte, nationalni-
hilistische, sowjetnostalgische und autoritäre Ostukraine. 
Damit korrelieren zwei konkurrierende nationale Iden-
titäten, die mitunter als »ethnisch-ukrainisch« und »ost-
slawisch« gekennzeichnet werden. Vor dem Hintergrund 
dieser konträren nationalen Entwicklungspfade ergeben 
sich ebenso gegensätzliche Konzeptionen der ukraini-
schen Geschichts- und Identitätspolitik. 

Seit dem Amtsantritt Viktor Janukowitschs im 
Februar 2010 bedingte die Abkehr von der Geschichts- 
und Identitätspolitik des Amtsvorgängers Viktor 
Juschtschenko sehr rasch einige für das Land politisch 
nachhaltige Entscheidungen und Prozesse. 

Neuausrichtung unter Juschtschenko
Präsident Viktor Juschtschenko hat von Beginn sei-
ner Amtszeit an besonders großen Wert auf die Neu-

ausrichtung der Grundlagen und des Selbstverständ-
nisses der ukrainischen Nation und ihrer nationalen 
Identität gelegt. Geschichts- und Identitätspolitik sowie 
die damit verbundene Kultivierung einer bestimmten 
Erinnerungskultur bildeten hierbei zentrale Elemente 
eines staatlich »verordneten« Nationalismus, auf den 
der Präsident maßgeblich Einfluss nahm. Dieser ist in 
engem Zusammenhang mit einer gesamtgesellschaftli-
chen Demokratisierung seit der Orangen Revolution zu 
sehen, wobei der Neubestimmung von Orientierungs- 
und Anknüpfungspunkten der ukrainischen Nation 
eine herausragende Bedeutung zukam. Bisher gängige 
Deutungsmuster sollten sich dabei völlig umkehren. 
Es zeichnete sich der Trend ab, dass man der falschen, 
sowjetideologisch geprägten Geschichtsschreibung nun 
eine »wahrhaftige« Nationalgeschichte gegenüberstellte. 
Die sowjetische Historiografie wird dabei als ahistorisch 
und künstlich charakterisiert, während nun die gerechte 
und wahrheitsgemäße Neubewertung von historischen 
Prozessen, Ereignissen und Personen erfolgen würde. 

Das bei aller Ambivalenz seiner Amtsperiode zen-
trale Verdienst Viktor Juschtschenkos besteht darin, 
dass er die Etappen ukrainischer Nationenbildung als 
linearen Prozess freiheitlich-liberaler, (proto)demokra-
tischer Erfahrungswerte darstellte. Ob diese Deutung 
im Einzelfall einer kritischen Hinterfragung standhält, 
soll in diesem Beitrag nicht diskutiert werden. Grund-
legend scheint hierbei der Gedanke zu sein, dass sich 
eine politische und gesellschaftliche Demokratisierung 
nur insofern vollziehen kann, wie ein Staat seine (kon-
struierte) Entstehung, Legitimationsgrundlage und 
Daseinsberechtigung aus diesem Demokratiegedan-
ken selbst bezieht. Für die Ukraine folgte hieraus nach 
der Orangen Revolution eine besonders konsequente 
Dekonstruktion von Deutungsmustern der totalitären 
Sowjetperiode. 
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Bedeutung von Geschichts- und 
Identitätspolitik
Doch warum ist diesen Aspekten vor dem Hinter-
grund der aktuellen politischen Entwicklung des Lan-
des erhöhte Aufmerksamkeit entgegenzubringen? Die 
Grundlagen der Geschichts- und Identitätspolitik wir-
ken sich maßgeblich auf das Beziehungsgeflecht zwi-
schen Regierenden und Regierten, die Staatsauffassung 
und Staatsziele sowie die grundlegenden Ordnungsprin-
zipien sozialer, politischer und ökonomischer Beziehun-
gen aus. Nicht zuletzt korreliert hiermit die Vereinbar-
keit mit den Prinzipien des Rechts- und Verfassungs-
staats. Daraus ergibt sich also gerade für junge, unge-
festigte Nationalstaaten und Demokratien ein immens 
wichtiger Gegenwartsbezug staatlicher Geschichts- und 
Identitätspolitik. 

Auch wenn der vermeintlich proeuropäische Kurs 
Viktor Juschtschenkos und der Regierungen des oran-
gen Lagers in der jüngsten Vergangenheit klare Gren-
zen hatte und sich häufig in rein deklaratorischen Wil-
lensbekundungen erschöpfte, so sind die nach der Wahl 
Viktor Janukowitschs zum neuen Präsidenten einset-
zende Vollrevision in der Geschichts- und Identitäts-
politik und deren politische Implikationen unüberseh-
bar. Somit werden auch die demokratischen Errungen-
schaften seit der Orangen Revolution – darunter auch 
dieses Ereignis selbst sowie dessen Ursachen und Ziele – 
in einem beeindruckenden Tempo delegitimiert. 

Verirrungen der Politik Juschtschenkos
Die geschichts- und identitätspolitische Kehrtwende 
nach der Wahl Viktor Janukowitschs ist nicht zuletzt 
auch auf einige Verfehlungen und Misserfolge seines 
Amtsvorgängers zurückzuführen. Dessen »verordneter« 
Nationalismus sowie dessen Geschichts- und Identitäts-
politik haben weder die internen, innenpolitischen Dif-
ferenzen um die nationale Identität der Ukrainer bei-
legen noch das Land durch einen tatsächlich proeuro-
päischen politischen Kurs nachhaltig an die Europäi-
sche Union heranführen können. »Verordnet« war dieser 
Nationalismus insofern, als durch einen staatlich gelenk-
ten, maßgeblich vom Präsidenten gestalteten Kurs die 
Vereinheitlichung einer gesamtukrainisch relevanten, 
einheitlichen nationalen Identität begünstigt werden 
sollte. Viktor Juschtschenko zeigte sich allerdings zuneh-
mend von einem unnahbaren Messianismus und natio-
nalem Dogmatismus geleitet, als deren Folge eine Kon-
sensuntauglichkeit und generelle Realitätsentrücktheit 
offenbar wurden, die die politische Autorität des schei-
denden Präsidenten spürbar beeinträchtigten. Hieraus 
ergaben sich demnach auch einige deutliche Unver-

einbarkeiten mit den Demokratisierungsprozessen des 
Landes, die Viktor Juschtschenko mit fortschreitender 
Amtszeit von der Bevölkerung und seiner ursprüngli-
chen politischen Basis entfremdeten. 

Dies betrifft in erster Linie die Politikformulierung 
und -implementierung im Bereich der Geschichts- und 
Identitätspolitik sowie einige umstrittene Entscheidun-
gen und Maßnahmen ihrer Popularisierung, die der Pra-
xis sowjetischer Geschichtspropaganda sehr nahekom-
men. Trotz der spürbaren gesellschaftlichen Öffnung 
waren Aspekte der Geschichts- und Identitätspolitik 
auch nach der Orangen Revolution durch Politisierung, 
Instrumentalisierung, Selektivität und einen »absoluten 
Wahrheitsanspruch« gekennzeichnet.

Die Zentralisierung des Deutungsmonopols der 
Exekutive mit einer herausragenden Stellung des Prä-
sidenten hatte vor allem auch eine institutionelle 
Dimension. Als zentraler Sinnproduzent fungierte 
so das 2005 eingerichtete und der Präsidialadminis-
tration unterstellte Ukrainische Institut des Nationa-
len Gedenkens mit der Aufgabe der Wiederherstel-
lung und Sicherung eines »wahren« Geschichtsbil-
des. Zudem wurde eine innerhalb der Strukturen des 
Ukrainischen Geheimdienstes (SBU) angesiedelte His-
toriker-Arbeitsgruppe seit 2007 mit der Vergangen-
heitsbewältigung auf Grundlage freigegebener Archiv-
materialien beauftragt. Eine derartige institutionelle 
Angliederung lässt hier einen gewissen Zielkonflikt 
vermuten. Zudem oblag es dem Geheimdienst eben-
falls, eine angemessene Verbreitung der geschichtspo-
litischen Vorgaben der Präsidialadministration – vor 
allem in Bezug auf die Anerkennung der Hungersnot 
von 1932–33 (Holodomor) als Genozid und der Reha-
bilitierung der Aktivitäten der Organisation Ukraini-
scher Nationalisten (OUN) sowie der Ukrainischen 
Aufstandsarmee (UPA) – zu gewährleisten, wobei sich 
hier die Frage stellt, ob und wie konkurrierende Erin-
nerungskulturen und Geschichtsauffassungen sank-
tioniert worden sind. 

Auch symbolisch ergeben sich einige Parallelen zur 
Sowjetperiode, worauf ein reges Auszeichnungswesen 
hinweist. Sind durch diese Aspekte des »verordneten« 
Nationalismus Juschtschenkos auch vermehrt Reibungs-
punkte und erhebliche Differenzen im internationa-
len Umfeld entstanden – beispielsweise mit Polen, der 
Russischen Föderation, Israel oder dem Europarat – so 
soll hier auf die im Gefolge des Regierungswechsels 
nach den Präsidentschaftswahlen 2010 besonders offen-
bar gewordenen innerukrainischen Gegensätze in der 
Geschichts- und Identitätspolitik sowie deren politische 
Implikationen hingewiesen werden.
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Geschichtspolitische Kehrtwende und 
politische Implikationen
Welche Akzentverschiebungen zeichnen sich in der 
Geschichts- und Identitätspolitik ab und wie wirkt sich 
dies auf konkrete Politikfelder aus? Zunächst ist augen-
fällig, dass den Präsidentschaftswahlen 2010 nicht jene 
»Schicksalhaftigkeit« beigemessen worden ist, wie den 
vorherigen Wahlen. Sicherlich ließ sich auch 2010 erneut 
eine für die Ukraine typische Wahlgeographie mit regio-
nalen Hochburgen für die jeweiligen Spitzenkandidaten 
ausmachen. Dennoch war das Duell zwischen Viktor 
Janukowitsch und Julia Timoschenko gerade auch vor 
dem Hintergrund der Geschichts- und Identitätspolitik 
von weniger starken Gegensätzen geprägt als noch 2004. 

Holodomor
Nach der Wahl Janukowitschs wurden erhebliche Kor-
rekturen bei der Bewertung der politisch motivierten 
Hungersnot der Jahre 1932–33 vorgenommen. Die 
Bezeichnung des Holodomor als Genozid an der ukrai-
nischen Nation wurde bereits 2003 durch das Parla-
ment vollzogen. Viktor Juschtschenko bemühte sich 
darüber hinaus um die internationale Anerkennung 
sowie die Popularisierung einer entsprechenden Erin-
nerungskultur. Einem maßgeblich von Juschtschenko 
2006 initiierten Gesetzentwurf zufolge hätte eine Leug-
nung des Holodomor mit einer Freiheitsstrafe von bis 
zu zwei Jahren belangt werden können. In der Ukraine 
wird die Genozid-These inzwischen durchaus von gro-
ßen Bevölkerungsteilen geteilt, während international 
jedoch dazu tendiert wird, die Hungerkatastrophe eher 
als Soziozid – also nicht exklusiv gegen die ukrainische 
Nation, sondern vielmehr gegen das unabhängige Bau-
erntum gerichtet – zu qualifizieren. 

Im Unterschied zu seinem Amtsvorgänger stellte 
auch Viktor Janukowitsch dementsprechend am 27. 
April 2010 vor dem Europarat dieses Ereignis als Tra-
gödie dar, die die Ukrainer mit zahlreichen anderen eth-
nischen Gruppen – auch den Russen – teilen würden, 
woraufhin auch der Europarat in einer entsprechenden 
Resolution der Parlamentarischen Versammlung die 
Anerkennung als Genozid am ukrainischen Volk verwei-
gerte. In dieser erwartbaren Neubewertung des Holodo-
mor könnte vor allem insofern ein Indiz für die »prorus-
sische« Ausrichtung der neuen Regierung zu sehen sein, 
als eine eindeutige Schuldzuweisung eine Welle von Kla-
gen und Entschädigungsforderungen ausgelöst hätte. 

Zweiter Weltkrieg und Nationalbewegung
In Hinblick auf die Umdeutung des Zweiten Weltkriegs 
sowie der Aktivitäten der OUN und der UPA voll-

zieht sich die geschichtspolitische Kehrtwende am deut-
lichsten. Während sich die neue Regierung an der für 
die Sowjetperiode typischen Einseitigkeit der Verteu-
felung und Stigmatisierung dieser Organisationsstruk-
turen orientiert, neigte Juschtschenkos Politik zu einer 
Verharmlosung, Romantisierung und Idealisierung der 
1929 gegründeten OUN und der seit 1941 bestehen-
den UPA. Um neue, möglichst »makellose« Helden zu 
schaffen, sind Aspekte der Kollaboration mit der deut-
schen Besatzungsmacht ebenso ausgeblendet worden 
wie Verbrechen gegen die Zivilbevölkerung und die 
Beteiligung an der Verfolgung von Juden. Diese Positio-
nen Juschtschenkos als »prowestlich« einzustufen, wäre 
demnach verfehlt. 

Außenpolitisch hat die Verleihung des Titels »Held 
der Ukraine« an Roman Schuchewitsch, den Komman-
deur des der Wehrmacht 1941 kurzweilig unterstell-
ten Bataillons »Nachtigall«, 2007 sowie die nur wenige 
Wochen vor Juschtschenkos Amtsniederlegung erfolgte 
Ehrung Stepan Banderas für enorme Verstimmungen 
gesorgt. Am 25. Februar 2010 hatte das Europäische 
Parlament in einer Resolution über die Situation in der 
Ukraine – unter maßgeblichem Einfluss polnischer 
Abgeordneter – ihr Bedauern über diese Entscheidung 
mitgeteilt und an deren Revision gar die Frage der euro-
päischen Integrationstauglichkeit der Ukraine geknüpft. 
In einigen Regionen der Ostukraine sind die Bezeich-
nungen »Held der Ukraine« für Schuchewitsch und 
Bandera durch Gerichte bereits aberkannt worden. Vor 
dem Hintergrund dieser Entwicklung lehnt sich die 
neue Regierung demnach ganz deutlich wieder stärker 
an die Geschichtsinterpretation und Gedenktradition 
des »Großen Vaterländischen Krieges« an. 

Sowjetperiode
In Erweiterung und Anknüpfung daran wird die Sowjet-
periode auch insgesamt nicht mehr als eine Periode per-
manenter Unterdrückung von Ukrainern und ukraini-
scher Autonomiebestrebungen oder gar der »Fremdherr-
schaft« gekennzeichnet. Während der Präsidentschaft 
Viktor Juschtschenkos gab es die Tendenz, die Sowjetpe-
riode vollständig von den Prozessen ukrainischer Staats- 
und Nationenbildung zu entkoppeln, wodurch unter-
schlagen wurde, dass auch die Ukrainer selbst einen 
nicht unerheblichen Beitrag zu Geschichte und Wesen 
der Sowjetunion geleistet hatten. 

Unter dem neuen Präsidenten scheint sich nun eine 
Rückkehr zum »autoritären Eklektizismus« (Wilfried 
Jilge) der Kutschma-Periode zu vollziehen, in der wahl-
los und inkonsistent Elemente sowjetischer Historiogra-
fie mit nationalukrainischen Nuancen kombiniert wor-
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den sind. So ist im Mai 2010 in Saporishshja mit Bil-
ligung des neuen Präsidenten Janukowitsch eine Büste 
zu Ehren Stalins eingeweiht worden, der weitere Denk-
mäler folgen sollen. Daraufhin brachte selbst Leonid 
Kutschma seine Empörung zum Ausdruck. Einige west-
liche Beobachter, so z. B. Alexander J. Motyl, sehen nach 
nur wenigen Monaten der Amtszeit Janukowitschs die 
Eigenstaatlichkeit der Ukraine elementar bedroht und 
gehen von unmittelbar bevorstehenden Repressalien 
aus, wobei Motyl bereits konkrete Personen und Struk-
turen nennt, die künftig mit erheblichen Problemen zu 
rechnen hätten. 

Die neue alte Führung
Die Orange Revolution haben viele der nun erneut zu 
Regierungsämtern und anderen Führungspersonen 
gekommenen Politiker als illegitim, inszeniert oder 
nicht selten gar als persönliche Erniedrigung empfun-
den. Mit Genugtuung haben sie und die politische Elite 
Russlands das Scheitern der damaligen Protagonisten 
und die anhaltenden politischen Grabenkämpfe zwi-
schen ihnen aufgenommen und geduldig ausgeharrt. 
Stellvertretend hierfür steht Boris Kolesnikow, der 
unmittelbar nach der Orangen Revolution für einige 
Monate inhaftiert worden war und in der Regierung 
Asarow zum Stellvertretenden Ministerpräsidenten für 
die Vorbereitung der Fußball-Europameisterschaft 2012 
ernannt wurde. 

Die rätselhafte Rehabilitierung Serhij Kiwalows, der 
als ehemaliger Vorsitzender der Ukrainischen Wahl-
kommission maßgeblich für die Wahlfälschung 2004 
verantwortlich gewesen ist, setzte bereits damit ein, dass 
er in der VI. Legislaturperiode (seit 2007) den Parlamen-
tarischen Ausschuss für Rechtsstaatlichkeit führte und 
seit April 2010 als stellvertretendes Mitglied der Vene-
dig-Kommission des Europarates angehört. 

Die auch innerhalb der Partei der Regionen umstrit-
tene Ernennung des als ukrainophob geltenden Histo-
rikers Dmitro Tabatschnik zum Minister für Bildung 
und Wissenschaft lässt auch in der Bildungspolitik eine 
umfassende Kehrtwende erwarten. 

Die personelle Rotation geht mit einer dramatischen 
Umgestaltung von Regierungsinstitutionen einher. Das 
schon erwähnte Ukrainische Institut des Nationalen 
Gedenkens ist bereits personell neu besetzt worden, die 
Historikergruppe innerhalb des SBU steht vor ihrer Auf-
lösung. Beratungsgremien wie das Nationale Komitee 
für Redefreiheit, das Nationale Zentrum für Euroat-
lantische Integration oder auch der von Juschtschenko 
mit der Ausarbeitung einer neuen Verfassung betraute 
Nationale Verfassungsrat wurden bereits aufgelöst.

Erste Zweifel am demokratischen Selbstbekenntnis 
der neuen Regierungsverantwortlichen kamen bereits 
während der Bildung der neuen Koalition der Partei der 
Regionen mit der Kommunistischen Partei und dem 
Block Wolodimir Litwins auf. Am 11. März 2010 kam 
diese erst zustande, nachdem 12 Abgeordnete, deren 
Parteien nicht den Regierungsfraktionen angehören, 
das politische Lager wechselten. Ein derartiger »politi-
scher Tourismus« hat in der Ukraine eine lange Tradi-
tion, die sich bisher trotz entsprechender Verfassungsbe-
stimmungen nicht unterbinden ließ. Verfassungsartikel 
81, Absatz 6 sieht den Verlust des Abgeordnetenman-
dats für den Fall vor, dass ein Parlamentarier die Frak-
tion, über deren Parteiliste er ins Parlament gelangt ist, 
verlässt. Die unmittelbar im Zuge der Koalitionsbildung 
erwirkte Änderung der parlamentarischen Geschäfts-
ordnung sowie ein entsprechendes Urteil des Verfas-
sungsgerichts, wonach nun auch einzelnen Abgeordne-
ten, und nicht nur Fraktionen politischer Parteien das 
Recht auf Koalitionsbildung zugebilligt wird, wider-
sprechen somit diesem Verfassungsartikel. 

Vor diesem Hintergrund fällt auch kein gutes Licht 
auf die Art und Weise der Formulierung und Ratifizie-
rung des Charkiwer Gas- und Flottenvertrages vom 21. 
April 2010. Dieses Projekt scheint vor allem von russi-
scher Seite vorangetrieben worden zu sein, da äußerst 
fragwürdig ist, wie lange die gegenwärtigen Mehrheits-
verhältnisse in der Ukraine derartige »Deals« noch zulas-
sen. Das Abkommen stellt eine 30-prozentige Verringe-
rung des Gaspreises für die Verlängerung der Stationie-
rung der Schwarzmeerflotte in Sewastopol für weitere 
25 Jahre bis 2042 in Aussicht. Neben dem Umstand, 
dass eine Vertragsverlängerung zunächst nur um wei-
tere 5 Jahre hätte erfolgen dürfen und die Ratifizierung 
aufgrund eines beschlussunfähigen Quorums aus nur 
211 Abgeordneten im Parlament verfassungswidrig war, 
verblüfft die Verknüpfung miteinander völlig widersin-
niger, nicht miteinander in Zusammenhang stehender 
Komponenten. Die scheinbaren Vorzüge dieser Arran-
gements können sich mittelfristig verheerend auf die 
Ukraine auswirken. 

Ausblick
Auch wenn ausdrücklich darauf hingewiesen werden 
muss, dass die Dichotomie zwischen der »proeuropäi-
schen« (demokratischen) Westukraine und der »prorus-
sischen« (dem Autoritarismus zuneigenden) Ostukraine 
in vielerlei Hinsicht in die Irre führt, so haben die ersten 
Monate nach den Präsidentschaftswahlen 2010 und der 
neuen Regierungsbildung eben dieser Auffassung den-
noch erneut Vorschub geleistet. Bestimmte Präferenzen 
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in den Deutungsmustern ukrainischer Geschichte und 
nationaler Identität lassen eine erstaunliche – wenn auch 
diffuse und ambivalente – Verknüpfung zu politischen 
Optionen und strategischen Entscheidungen erkennen. 

Am Beispiel der Geschichts- und Identitätspolitik 
in der Ukraine zeigt sich zudem deutlich die Unmög-
lichkeit der gesamtnationalen Inklusion, ohne gleichzei-
tig einen beträchtlichen Bevölkerungsanteil zu versto-
ßen. Diese Erfahrung muss nach Viktor Juschtschenko 
nun auch sein Amtsnachfolger Viktor Janukowitsch 
machen, der sich allerdings auch nicht um einen aus-

gewogenen Kurs bemüht. Auch wenn aus rein pragma-
tischem Eigeninteresse keine unmittelbare Bedrohung 
für die Staatlichkeit der Ukraine bestehen mag, so sehen 
sich der amtierende Präsident und die Regierung auch 
ohne eine politisch handlungsfähige Opposition auf-
grund ihrer umstrittenen Entscheidungen bereits jetzt 
innen- wie außenpolitisch enormem Druck ausgesetzt. 
Mit der sich gegenwärtig vollziehenden Reautoritarisie-
rung in Politik und Gesellschaft wird dem nicht dauer-
haft beizukommen sein.
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Umfragen zum Text

Umgang mit der Geschichte und regionale Spannungen
Wie bewerten Sie diese historischen Persönlichkeiten des Zweiten Weltkriegs? (Auswahl)

Quelle: repräsentative Umfrage der Research & Branding Group vom 13. bis 22 April 2010, http://www.rb.com.ua/rus/politics/
research/2010/6355.html
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